
Verantwortung belastet, nicht nur die Gefahr richtig einzuschätzen, sondern auch deren
Dringlichkeit. Der Wertung des § 680 BGB entspricht es eher, ihn unterhalb der Schwelle
grober Fahrlässigkeit von diesbezüglichen Fehlern freizustellen. Andernfalls bestünde wie-
derum das Problem, dass aus der Furcht davor, die Umstände unrichtig gedeutet zu haben,
notwendige Rettungsmaßnahmen unterlassen werden. Vorzugswürdig ist es daher, den Ver-
schuldensmaßstab des § 680 BGB auch auf die Annahme einer dringenden Gefahr zu über-
tragen und den Geschäftsführer nur haften zu lassen, wenn er die Scheingefahr zumindest
grob fahrlässig angenommen hat (OLG München WM 1999, 1878 [1879]; OLG Bamberg
VersR 1976, 997 [998]; Jauernig/Mansel aaO BGB § 680 Rn. 2; Palandt/Sprau aaO BGB
§ 680 Rn. 2; NK-BGB/M. Schwab aaO BGB § 680 Rn. 6; diff.Martinek/Theobald JuS 1997,
612 [618]; näherWollschläger, Die Geschäftsführung ohne Auftrag, 1976, 277 ff.).

b) Verschulden des B
B hat die Straßensperrung nicht erkannt und nahm deswegen an, A befinde sich in dringender
Gefahr (wie oben A.I.3.a)). Das wird allerdings auf der nächtlichen Dunkelheit und womög-
lich auch auf dem Ausfall der Straßenbeleuchtung beruht haben. Jedenfalls hat B, als er aus
der Diskothek heraustrat und A in Gefahr wähnte, lediglich die Straßenschilder übersehen,
die auf die Straßensperrung hinwiesen. Dabei hat er nicht unbeachtet gelassen, was jedem
hätte einleuchten müssen, und handelte daher bei der Annahme einer dringenden Gefahr
nicht grob fahrlässig.
Wenngleich er A auf die Fahrradspur verbracht hat, handelte B auch dabei nicht grob

fahrlässig (s. oben A.I.5.b)aa)). Im Übrigen ist es unerheblich, ob die Rettungsbemühungen
im Rahmen des § 680 BGB erfolgreich sind (vgl. BGHZ 43, 188 [192]). Dementsprechend
wird die Haftungsmilderung nicht dadurch ausgeschlossen, dass B lediglich eine Scheingefahr
abgewendet und mit der Geschäftsführung, dh mit dem Verbringen des A auf die Fahrrad-
spur, eine nennenswerte Gefahr für dessen körperliche Unversehrtheit überhaupt erst ge-
schaffen hat.
Im Ergebnis hat B seine Pflichtverletzung wegen der nach § 680 BGB gemilderten Haftung

nicht zu vertreten.

2. Ergebnis
A steht gegen B kein Anspruch auf Schadensersatz aus § 280 I BGB zu.

II. § 678 BGB
§ 680 BGB findet auch im Rahmen des Schadensersatzanspruchs wegen eines Übernahme-
verschuldens nach § 678 BGB Anwendung (Staudinger/Bergmann aaO BGB § 680 Rn. 2).
Deswegen kann dahinstehen, ob die Übernahme der Geschäftsführung den Interessen oder
dem Willen des A widersprach. Auch wenn die Übernahme der Geschäftsführung unbe-
rechtigt gewesen sein sollte, hat B die Verletzung seiner Pflichten bei Ausführung des Ge-
schäfts zur Abwehr dem A (scheinbar) drohender Gefahren nach § 680 BGB nicht zu ver-
treten.

III. § 823 I BGB
Aus dem gleichen Grund scheidet auch ein Anspruch des A gegen B aus § 823 I BGB aus.
Im Ergebnis steht A kein Schadensersatzanspruch gegen B zu.
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Komplementär Gerhard (G) und den Kommanditist Karl (K). K hat sich bei Abschluss des
Gesellschaftsvertrags verpflichtet, eine Einlage von 5.000 EUR zu erbringen, was auch so im
Handelsregister eingetragen wurde. K hat diese Einlage vor Jahren gezahlt, 2013 war er
allerdings in finanzielle Schwierigkeiten geraten, sodass der die Geschäfte der U führende,
gutmütige G eine Privatverbindlichkeit des K in Höhe von 2.000 EUR aus dem Gesellschafts-
vermögen der U beglich.
Am 16.4.2014 unterläuft A auf einer Baustelle ein verhängnisvoller Fehler: Weil er am

Abend zuvor seinen Kummer über die Niederlage seines geliebten FC Bayern in der Champi-
ons League mit einer gehörigen Portion Bier „verarbeitet“ hat, ist er nicht auf der Höhe seiner
Konzentrationsfähigkeit. Daher bringt er bei der Bedienung des Krans ein Sicherungsseil
nicht ordnungsgemäß an, obwohl dieses für die sichere Bedienung des Krans – wie A
natürlich auch weiß – essenziell ist. Deshalb kommt es, wie es kommen muss: Eine schwere
Last fällt vom Kran, die zunächst eine der U gehörende Baumaschine trifft und dann auch
nicht nur einen Kollegen des A, den Manfred (M), sondern auch den an der Baustelle
vorbeilaufenden Passanten Peter (P) streift. Die Bilanz des Vorfalls ist einigermaßen un-
erquicklich: Die Maschine der U ist vollständig zerstört (Wert: 70.000 EUR), M erleidet
erhebliche körperliche Schäden (die Behandlungskosten belaufen sich auf 30.000 EUR) und P
ist zwar nicht selbst verletzt, jedoch wurde seine teure Designeruhr (30.000 EUR) irreparabel
beschädigt.
A erhält einen Bruttolohn von 2.000 EUR pro Monat. Seit dem Tod seiner Frau ist er

alleinerziehender Vater einer schwerbehinderten Tochter. Bei der U ist er seit zehn Jahren
beschäftigt, wobei ihm in der Vergangenheit schon öfters kleinere Fehler unterlaufen sind, die
bislang aber nur zu keinen oder jedenfalls sehr geringen Schäden geführt haben.

1. Kann U von A Ersatz für die Maschine in Höhe von 70.000 EUR verlangen?
2. Hat M gegen A Anspruch auf Ersatz der ihm entstandenen Behandlungskosten? (Ein eventueller
Anspruchsübergang nach § 116 SGB X auf die Krankenkasse des M ist außer Betracht zu lassen.)
3. Kann P von A, U, G und K Ersatz für seine Uhr verlangen?
4. Unterstellt, P kann von A Schadensersatz verlangen: Hat A einen Anspruch gegen die U, wenn er an P
die 30.000 EUR gezahlt hat?

Bearbeitervermerk: Bei der Beantwortung aller Teile ist eine mögliche Versicherbarkeit des Schadens
durch U außer Betracht zu lassen. Auf die §§ 104 ff. SGB VII wird hingewiesen.

& LÖSUNG

A. FRAGE 1: U GEGEN A ERSATZ VON 70.000 EUR?

I. §§ 280 I, 241 II BGB
U könnte gegen A einen Anspruch auf Schadensersatz in Höhe von 70.000 EUR aus §§ 280 I,
241 II BGB haben. Als KG ist die U nach §§ 161 II, 124 I HGB rechtsfähig und mithin in der
Lage, Gläubiger und Schuldner von Ansprüchen zu sein.

1. Anspruchsvoraussetzungen

a) Schuldverhältnis
Ein Schuldverhältnis in Form eines Arbeitsverhältnisses liegt unproblematisch vor.

Hinweis: Angesichts der klaren Angaben im Sachverhalt („angestellt“) wäre es vollkommen unange-
bracht, ausführlich die Arbeitnehmereigenschaft des A und das Vorliegen eines Arbeitsvertrages zu
prüfen.

b) Pflichtverletzung
Des Weiteren müsste A eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis verletzt haben. Nach § 241 II
BGB muss der Arbeitnehmer bei der Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten (unter
anderem) auf die Rechtsgüter des Arbeitgebers Rücksicht nehmen. Diese Pflicht zum Integri-
tätsschutz hat A verletzt. Weil er das Sicherungsseil am Kran nicht ordnungsgemäß anbrachte,
fiel eine schwere Last vom Kran und beschädigte unter anderem eine im Eigentum des U
stehende Maschine.

c) Vertretenmüssen
A müsste diese Pflichtverletzung auch zu vertreten haben. Nach § 276 I 1 BGB hat der
Schuldner grundsätzlich Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten. Nach § 280 I 2 BGB wird

Vertretenmüssen des
Arbeitnehmers
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